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GEMEINSAMER STANDPUNKT (EG ) Nr. 18/95

vom Rat festgelegt am 24 . Juli 1995
im Hinblick auf den Erlaß der Richtlinie 95 /. . ./EG des Rates vom . . . zur Änderung der
Richtlinie 89/655/EWG über Mindestvorschriften für Sicherheit und Gesundheitsschutz bei
Benutzung von Arbeitsmitteln durch Arbeitnehmer bei der Arbeit ( Zweite Einzelrichtlinie im

Sinne des Artikels 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391 /EWG )

( 95/C 281 /04 )

DER RAT DER EUROPÂISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 118a ,

auf Vorschlag der Kommission ('),

nach Stellungnahme des Wirtschafts - und Sozialausschus­
ses (-),

nicht daran , Maßnahmen zum verstärkten Schutz der
Arbeitsbedingungen beizubehalten oder zu treffen , die mit
dem Vertrag vereinbar sind .

In Artikel 9 Absatz 1 der Richtlinie 89/655/EWG ( 4 ) ist
vorgesehen , daß zusätzliche Mindestvorschriften für
Arbeitsmittel gemäß Ziffer 3 des Anhangs nach dem
Verfahren des Artikels 118a des Vertrags in den Anhang
eingefügt werden .

Die vorliegende Richtlinie soll sich darauf beschränken,
die zu erreichenden Ziele und die zu berücksichtigenden
Grundsätze festzulegen ; den Mitgliedstaaten bleibt es
überlassen , in ihrem innerstaatlichen Recht näher zu
regeln , wie die Einhaltung und Verbesserung dieser Vor­
schriften gewährleistet werden kann .

Die Mitgliedstaaten legen nach Anhörung der Sozialpart­
ner unter Berücksichtigung der einzelstaatlichen Rechts­
vorschriften und/oder Praktiken die Modalitäten fest , mit
denen ein Sicherheitsniveau erreicht werden kann, das
den mit Anhang II verfolgten Zielen entspricht .

Diese Richtlinie ist ein konkreter Bestandteil der Verwirk­
lichung der sozialen Dimension des Binnenmarktes —

gemäß dem Verfahren von Artikel 189c des Vertrags ( ),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Artikel 118a des Vertrags sieht vor, daß der Rat durch
Richtlinien Mindestvorschriften festlegt, die die Verbesse­
rung insbesondere der Arbeitsumwelt fördern, um die
Sicherheit und die Gesundheit der Arbeitnehmer zu schüt­
zen .

Nach demselben Artikel sollen diese Richtlinien keine
verwaltungsmäßigen, finanziellen oder rechtlichen Auf­
lagen vorschreiben , die der Gründung und Entwicklung
von Klein- und Mittelbetrieben entgegenstehen .

Die Einhaltung von Mindestvorschriften zur Verbesse­
rung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes bei der
Benutzung von Arbeitsmitteln ist eine unabdingbare Vor­
aussetzung, um die Sicherheit und den Gesundheitsschutz
der Arbeitnehmer zu gewährleisten .

Infolgedessen ist es wichtig, daß die Mitgliedstaaten Maß­
nahmen treffen , um die Durchführung der Bestimmungen
dieser Richtlinie durch die Unternehmen, insbesondere
durch die kleinen und mittleren Unternehmen , zu erleich­
tern . Diese Maßnahmen können Ausbildungs- und Infor­
mationsaktionen umfassen , die an die Besonderheiten der
einzelnen Wirtschaftssektoren angepaßt sind .

Die aufgrund von Artikel 118a des Vertrags erlassenen
Bestimmungen hindern die einzelnen Mitgliedstaaten

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN :

Artikel 1

Die Richtlinie 89/655/EWG wird wie folgt geändert :

1 . Artikel 4 wird wie folgt geändert :

a ) In Absatz 1 Buchstabe a ) Ziffer ii ) und Buchstabe
b ) wird nach den Worten „ des Anhangs " die
Ziffer „ I " eingefügt;

b ) dem Absatz 1 wird folgender Buchstabe ange­
fügt :

„ c ) im Fall besonderer Arbeitsmittel , die den
Vorschriften des Anhangs I Nummer 3 unter­
liegen und den Arbeitnehmern am . . . (*) im

(') ABI . Nr . C 104 vom 12 . 4 . 1994, S. 4 .
( 2 ) ABI . Nr . C 397 vom 31 . 12 . 1994 , S. 13 .
( J ) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 17 . Februar

1995 ( noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht ), gemeinsamer
Standpunkt des Rates vom . . . ( noch nicht im Amtsblatt
veröffentlicht ) und Beschluß des Europäischen Parlaments
vom . . . ( noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht ). ( 4 ) AB1 . Nr. L 393 vom 30 . 12 . 1989 , S. 13 .
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( 4 ) Die Mitgliedstaaten legen die Modalitäten die­
ser Überprüfungen fest ."

3 . Folgender Artikel wird eingefügt :

„Artikel Sa

Unternehmen bzw. Betrieb bereits zur Verfü­
gung stehen, unbeschadet Buchstabe a ) Ziffer
i ) und abweichend von Buchstabe a ) Ziffer ii )
und von Buchstabe b ) spätestens vier Jahre
nach diesem Zeitpunkt den Mindestvorschrif­
ten im Sinne des Anhangs I entsprechen .

(*) Datum : drei Jahre nach Annahme dieser
Richtlinie ."

c ) Folgender Absatz wird angefügt :
„( 3 ) Die Mitgliedstaaten legen nach Anhörung
der Sozialpartner unter Berücksichtigung der ein­
zelstaatlichen Rechtsvorschriften und/oder Prakti­
ken die Modalitäten fest , mit denen ein Sicher­
heitsniveau erreicht werden kann , das den mit
Anhang II verfolgten Zielen entspricht ."

2 . Folgender Artikel wird eingefügt :

Ergonomie und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz

Der Arbeitsplatz und die Körperhaltung, die die
Arbeitnehmer bei der Benutzung der Arbeitsmittel
einnehmen müssen , sowie die ergonomischen Grund­
sätze sind vom Arbeitgeber bei der Anwendung der
Mindestvorschriften für die Sicherheit und den
Gesundheitsschutz in jeder Hinsicht zu berücksichti­
gen ."

4 . Dem Artikel 6 Absatz 2 wird folgender Unterabsatz
angefügt :

„ Die Arbeitnehmer müssen auf die sie betreffenden
Gefährdungen , auf die in ihrer unmittelbaren Arbeits­
umgebung vorhandenen Arbeitsmittel sowie auf ent­
sprechende Veränderungen aufmerksam gemacht wer­
den , sofern diese Veränderungen jeweils Arbeitsmittel
in ihrer unmittelbaren Arbeitsumgebung betreffen ,
auch wenn sie diese Arbeitsmittel nicht direkt benut­
zen ."

5 . In Artikel 8 werden die Worte „ ihres Anhangs " durch
die Worte „ ihrer Anhänge " ersetzt .

,, Artikel 4a

6 . In Artikel 9

— werden in der Überschrift die Worte „ des
Anhangs " durch die Worte „ der Anhänge "
ersetzt;

— wird in Absatz 1 nach dem Wort „Anhangs " bzw.
„Anhang " jeweils die Ziffer „ I " eingefügt ;

— werden in Absatz 2 die Worte „ des Anhangs "
durch die Worte „ der Anhänge " ersetzt .

7 . Der Anhang wird zu Anhang I ; er wird gemäß
Anhang I dieser Richtlinie geändert .

8 . Es wird ein Anhang II angefügt, dessen Wortlaut in
Anhang II dieser Richtlinie enthalten ist .

Überprüfung der Arbeitsmittel
( 1 ) Der Arbeitgeber sorgt dafür , daß die Arbeits­
mittel , deren Sicherheit von den Montagebedingungen
abhängt, durch im Sinne der einzelstaatlichen Rechts­
vorschriften und/oder Praktiken hierzu befähigte Per­
sonen nach der Montage und vor der ersten Inbe­
triebnahme einer Erstüberprüfung und nach jeder
Montage auf einer neuen Baustelle oder an einem
neuen Standort einer Überprüfung unterzogen wer­
den , um sich von der korrekten Montage und vom
korrekten Funktionieren dieser Arbeitsmittel zu über­
zeugen .

( 2 ) Der Arbeitgeber sorgt dafür, daß die Arbeits­
mittel , die Schäden verursachenden Einflüssen unter­
liegen , welche zu gefährlichen Situationen führen kön­
nen ,

— durch im Sinne der einzelstaatlichen Rechtsvor­
schriften und/oder Praktiken hierzu befähigte Per­
sonen regelmäßig überprüft und gegebenenfalls
erprobt werden und

— durch im Sinne der einzelstaatlichen Rechtsvor­
schriften und/oder Praktiken hierzu befähigte Per­
sonen jedes Mal einer außerordentlichen Überprü­
fung unterzogen werden , wenn außergewöhnliche
Ereignisse stattgefunden haben, die schädigende
Auswirkungen auf die Sicherheit des Arbeitsmittels
haben können, beispielsweise Veränderungen , Un­
fälle , Naturereignisse , längere Zeiträume, in denen
das Arbeitsmittel nicht benutzt wurde ,

damit die Gesundheits - und Sicherheitsvorschriften
eingehalten und diese Schäden rechtzeitig entdeckt
und behoben werden können .

( 3 ) Die Ergebnisse der Überprüfungen müssen
schriftlich festgehalten werden und den zuständigen
Behörden zur Verfügung stehen . Sie werden während
eines angemessenen Zeitraums aufbewahrt .
Werden die betreffenden Arbeitsmittel außerhalb des
Unternehmens eingesetzt , ist ihnen ein Nachweis über
die Durchführung der letzten Überprüfung beizufü­
gen .

Artikel 2

( 1 ) Die Mitgliedstaaten erlassen die Rechts - und Ver­
waltungsvorschriften , die erforderlich sind , um dieser
Richtlinie spätestens am ...(*) nachzukommen . Sie set­
zen die Kommission unverzüglich davon in Kenntnis .

Wenn die Mitgliedstaaten Vorschriften nach Unterab­
satz 1 erlassen , nehmen sie in den Vorschriften selbst
oder durch einen Hinweis bei der amtlichen Veröffent­
lichung auf diese Richtlinie Bezug . Die Mitgliedstaaten
regeln die Einzelheiten der Bezugnahme .

(*) Datum : drei Jahre nach Annahme dieser Richtlinie .
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Artikel 3( 2 ) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den
Wortlaut der innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die
sie auf dem unter dieser Richtlinie fallenden Gebiet
erlassen oder bereits erlassen haben .

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet .

Geschehen zu Briissel am . . .
( 3 ) Die Kommission legt dem Europäischen Parlament,
dem Rat und dem Wirtschafts - und Sozialausschuß regel­
mäßig einen Bericht über die Anwendung dieser Richt­
linie vor .

lm Namen des Rates

Der Pràsident

ANHANG J

Der Anhang der Richtlinie 89/655/EWG (der zu Anhang I wird ) wird wie folgt geändert :

1 . Die Vorbemerkung wird durch den nachstehenden Absatz ergänzt :

„ Sofern die nachstehenden Mindestvorschriften für bereits in Betrieb genommene Arbeitsmittel gelten,
erfordern sie nicht unbedingt dieselben Maßnahmen wie die grundlegenden Anforderungen , die für neue
Arbeitsmittel gelten ."

2 . Nummer 2.1 Absatz 4 erhält folgende Fassung:

„ Die Betätigungssysteme müssen sicher sein ; bei ihrer Auswahl sind die Ausfälle , Störungen und Zwänge
zu berücksichtigen , die im Rahmen der geplanten Nutzung vorhersehbar sind ."

3 . Nummer 3 erhält folgende Fassung :

„ 3 . Zusätzliche Mindestvorschriften für besondere Arbeitsmittel

3.1 . Mindestvorscbriften für mobile, selbstfahrende oder nicht selbstfahrende Arbeitsmittel

3.1.1 . Mobile Arbeitsmittel mit mitfahrendem(n ) Arbeitnehmer(n ) müssen so ausgerüstet sein , daß die
Gefahren für den ( die ) Arbeitnehmer während des Transports reduziert werden .

Dies gilt auch für die Risiken eines Kontakts der Arbeitnehmer mit Rädern und Ketten und eines
Einklemmens durch diese .

3.1.2 . Sofern durch das plötzliche Blockieren der FLnergieübertragungsvorrichtungen zwischen mobilen
Arbeitsmitteln und ihren Zusatzausrüstungen und/oder Anhängern spezifische Risiken entstehen
können , muß dieses Arbeitsmittel so ausgerüstet oder umgestaltet werden , daß ein Blockieren der
Energieübertragungsvorrichtungen verhindert wird .

Sofern sich ein solches Blockieren nicht vermeiden läßt , sind alle Maßnahmen zu ergreifen , um
gefährliche Folgen für die Arbeitnehmer zu verhindern .

3.1.3 . Sofern die Vorrichtungen zur Energieübertragung zwischen mobilen Arbeitsmitteln beim Schlei­
fen auf dem Boden verschmutzen oder beschädigt werden können, sind Aufhängevorrichtungen
vorzusehen .

3.1.4 . Bei mobilen Arbeitsmitteln mit mitfahrendem(n ) Arbeitnehmer(n ) sind unter tatsächlichen
Einsatzbedingungen die Risiken aus einem Überrollen oder Kippen des Arbeitsmittels zu
begrenzen , und zwar

— durch eine Schutzeinrichtung, die verhindert , daß das Arbeitsmittel um mehr als eine
Vierteldrehung kippt , oder

— durch eine Einrichtung, die gewährleistet , daß ein ausreichender Freiraum um den/die
mitfahrenden Arbeitnehmer erhalten bleibt , sofern die Kippbewegung mehr als eine Viertel­
drehung ausmachen kann , oder

— durch eine andere Einrichtung mit gleicher Schutzwirkung.
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Diese Schutzeinrichtungen können Bestandteil des Arbeitsmittels sein .

Diese Schutzeinrichtungen sind nicht erforderlich , sofern das Arbeitsmittel während der Benut­
zung stabilisiert wird oder wenn ein Überrollen oder Kippen des Arbeitsmittels aufgrund der
Bauart unmöglich ist .

Besteht die Gefahr , daß ein mitfahrender Arbeitnehmer bei einem Überrollen oder Kippen des
Arbeitsmittels zwischen Teilen des Arbeitsmittels und dem Boden zerquetscht wird , ist ein
Rückhaltesystem für den/die mitfahrenden Arbeitnehmer einzubauen .

3.1.5 . Flurförderzeuge mit aufsitzendem Arbeitnehmer bzw . aufsitzenden Arbeitnehmern sind so zu
gestalten oder auszurüsten, daß die Risiken durch ein Kippen des Flurförderzeuges begrenzt
werden, z . B. :

— durch Verwendung einer Fahrerkabine oder

— mit einer Einrichtung, die verhindert , daß das Flurförderzeug kippt, oder

— mit einer Einrichtung, die gewährleistet , daß bei einem kippenden Flurförderzeug für den/die
aufsitzenden Arbeitnehmer zwischen Flur und Teilen des Flurförderzeuges ein ausreichender
Freiraum verbleibt , oder

— mit einer Einrichtung, die bewirkt , daß der/die Arbeitnehmer auf dem Fahrersitz gehalten
wird/werden , so daß er/sie von Teilen des umstürzenden Flurförderzeuges nicht erfaßt werden
kann/können .

3.1.6 . Die selbstfahrenden mobilen Arbeitsmittel , deren Fortbewegung mit Risiken für die Arbeitnehmer
verbunden ist , müssen folgende Bedingungen erfüllen :

a ) Sie sind mit Vorrichtungen zu versehen , die ein unerlaubtes Ingangsetzen verhindern ;

b ) sie sind mit geeigneten Vorrichtungen zu versehen , durch die die Folgen eines möglichen
Zusammenstoßes bei gleichzeitiger Bewegung mehrerer schienengebundener Arbeitsmittel
verringert werden;

c ) sie sind mit einer Abbrems- und Stoppvorrichtung zu versehen; sofern dies aus Sicherheits­
gründen erforderlich ist , muß eine durch eine leicht zugängliche Steuerung oder eine
Automatik ausgelöste Notvorrichtung das Abbremsen und Anhalten im Fall des Versagens
der Hauptvorrichtung ermöglichen ;

d ) reicht die direkte Sicht des Fahrers nicht aus , um die Sicherheit zu gewährleisten , sind
geeignete Hilfsvorrichtungen zur Verbesserung der Sicht anzubringen ;

e ) sofern sie für den Einsatz bei Nacht oder in unbeleuchteter Umgebung vorgesehen sind ,
müssen sie mit einer den durchzuführenden Arbeiten entsprechenden Beleuchtungsvorrich­
tung versehen werden und ausreichend Sicherheit für die Arbeitnehmer bieten ;

f ) sofern durch sie selbst oder ihre Anhänger und/oder Ladungen ein Brandrisiko besteht , das
Arbeitnehmer in Gefahr bringen kann, sind sie mit entsprechenden Brandbekämpfungsein­
richtungen auszurüsten , außer wenn diese am Einsatzort an ausreichend nahe liegenden
Stellen vorhanden sind ;

g ) sofern sie ferngesteuert sind , müssen sie automatisch anhalten , wenn sie aus dem Kontroll­
bereich herausfahren ;

h ) sofern sie ferngesteuert sind und unter normalen Einsatzbedingungen mit Arbeitnehmern
zusammenstoßen oder diese einklemmen können , sind sie mit entsprechenden Schutzvorrich­
tungen auszurüsten , es sei denn , daß andere geeignete Vorrichtungen die Gefahr eines
Zusammenstoßes in Grenzen halten .

3.2 . Mindestvorschriften für Arbeitsmittel zum Heben von Lasten

3.2.1 . Werden Arbeitsmittel zum Heben von Lasten auf Dauer montiert , muß ihre Festigkeit und ihre
Stabilität während der Benutzung gewährleistet werden , wobei insbesondere die zu hebenden
Lasten und die Belastungen der Aufhängungspunkte oder der Verankerungspunkte an den
tragenden Teilen zu berücksichtigen sind .

3.2.2 . Maschinen zum Heben von Lasten müssen mit einem deutlich sichtbaren Hinweis auf ihre
zulässige Tragfähigkeit und gegebenenfalls mit einem Schild versehen sein, auf dem die zulässige
Tragfähigkeit für die einzelnen Betriebszustände der Maschine angegeben ist .

Lastaufnahmeeinrichtungen sind so zu kennzeichnen , daß ihre für eine sichere Benutzung
grundlegenden Eigenschaften zu erkennen sind .

Ist das Arbeitsmittel nicht zum Heben von Arbeitnehmern vorgesehen und besteht die Möglich­
keit von Verwechslungen , muß eine entsprechende Kennzeichnung deutlich sichtbar angebracht
werden .
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3.2.3 . Werden Arbeitsmittel auf Dauer montiert , so hat die Montage das Risiko zu reduzieren , daß die
Lasten

a ) auf Arbeitnehmer aufprallen,
b ) sich ungewollt gefährlich verlagern oder im freien Fall herabstürzen oder

c ) unbeabsichtigt ausgehakt werden .

3.2.4 . Maschinen zum Heben oder Fortbewegen von Arbeitnehmern müssen so beschaffen sein ,

a ) daß die Gefahr eines Absturzes des Lastaufnahmemittels , sofern ein solches vorhanden ist ,
mit geeigneten Vorrichtungen verhindert wird ;

b ) daß das Risiko des Herausfallens des Benutzers aus dem Lastaufnahmemittel , sofern ein
solches vorhanden ist , vermieden wird ;

c ) daß die Gefahr des Quetschens oder des Einklemmens des Benutzers bzw . des Zusammensto­
ßes mit dem Benutzer , insbesondere infolge eines unbeabsichtigten Kontakts mit Gegenstän­
den , vermieden wird ;

d ) daß die Sicherheit der bei einer Panne im Lastaufnahmemittel festsitzenden Personen
gewährleistet und ihre Befreiung ermöglicht wird .

Können wegen des Standorts und des Höhenunterschieds die unter Buchstabe a ) genannten
Risiken durch keinerlei Sicherheitsvorrichtungen vermieden werden , ist ein Seil mit einem
erhöhten Sicherheitskoeffizienten anzubringen und dessen einwandfreier Zustand an jedem
Arbeitstag zu überprüfen ."

ANHANG I

„ANHANG II

BESTIMMUNGEN NACH ARTIKEL 4 ABSATZ 3 BETREFFEND DIE BENUTZUNG DER
ARBEITSMITTEL

0 . Vorbemerkung

Die Bestimmungen dieses Anhangs gelten nach Maßgabe der Bestimmungen dieser Richtlinie und
sofern mit den betreffenden Arbeitsmitteln ein entsprechendes Risiko verbunden ist .

1 . Allgemeine, für alle Arbeitsmittel gültige Bestimmungen

1.1 . Die Arbeitsmittel sind so zu installieren , anzuordnen und zu benutzen, daß die Risiken für ihre
Benutzer und die übrigen Arbeitnehmer beispielsweise dadurch reduziert werden , daß genügend
freier Raum zwischen den beweglichen Bauteilen der Arbeitsmittel und festen oder beweglichen
Bauteilen in ihrer Umgebung vorhanden ist und daß alle verwendeten oder erzeugten Energieformen
und Stoffe sicher zugeführt und/oder entfernt werden können .

1.2 . Der Auf- und Abbau der Arbeitsmittel muß sicher durchgeführt werden können , insbesondere unter
Berücksichtigung möglicher Anweisungen des Herstellers .

1.3 . Die Arbeitsmittel , die während ihrer Benutzung vom Blitz getroffen werden können , müssen durch
geeignete Vorrichtungen oder Maßnahmen vor den Auswirkungen des Blitzschlags geschützt wer­
den .

2 . Bestimmungen betreffend die Benutzung mobiler , selbstfahrender oder nicht selbstfahrender Arbeits­
mittel

2.1 . Das Führen selbstfahrender Arbeitsmittel bleibt den Arbeitnehmern vorbehalten, die im Hinblick auf
das sichere Führen dieser Arbeitsmittel eine angemessene Unterweisung erhalten haben .

2.2 . Wird ein Arbeitsmittel in einem Arbeitsbereich eingesetzt , sind geeignete Verkehrsregeln festzulegen
und einzuhalten .
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2.3 . Um zu verhindern , daß sich Arbeitnehmer zu Fuß im Arbeitsbereich von selbstfahrenden Arbeitsmit­
teln aufhalten , sind organisatorische Maßnahmen zu treffen .

Ist die Anwesenheit von laufenden und stehenden Arbeitnehmern zur korrekten Durchführung der
Arbeiten erforderlich, sind entsprechende Maßnahmen zu treffen , um Verletzungen dieser Arbeitneh­
mer durch die Arbeitsmittel zu verhindern .

2.4 . Das Mitfahren von Arbeitnehmern auf mobilen , mechanisch bewegten Arbeitsmitteln ist nur auf
sicheren und für diesen Zweck ausgerüsteten Plätzen erlaubt . Müssen Arbeiten wahrend des Fahrens
durchgeführt werden , ist gegebenenfalls die Geschwindigkeit anzupassen .

2.5 . Mobile Arbeitsmittel mit Verbrennungsmotor dürfen nur dann in Arbeitsbereichen benutzt werden ,
wenn sichergestellt ist , daß Luft , die für die Sicherheit und die Gesundheit der Arbeitnehmer
ungefährlich ist , in ausreichender Menge vorhanden ist .

3 . Bestimmungen betreffend die Benutzung von Arbeitsmitteln zum Heben von Lasten

3.1 . Allgemeine Bestimmungen

3.1.1 . Die demontierbaren oder mobilen Arbeitsmittel zum Heben von Lasten sind so zu benutzen , daß,
soweit unter Berücksichtigung der Art des Bodens vorhersehbar, die Standsicherheit des Arbeitsmit­
tels während des Einsatzes gewährleistet ist .

3.1.2 . Das Heben von Arbeitnehmern ist nur mit für diesen Zweck vorgesehenen Arbeitsmitteln und
Zusatzausrüstungen erlaubt .

Unbeschadet des Artikels 5 der Richtlinie 89/391 /EWG ist das Heben von Arbeitnehmern durch
hierfür nicht vorgesehene Arbeitsmittel ausnahmsweise zulässig, sofern geeignete Maßnahmen
ergriffen wurden , die die Sicherheit im Einklang mit einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und/oder
Praktiken gewährleisten , in denen eine angemessene Überwachung vorgesehen ist .

Während der Anwesenheit von Arbeitnehmern auf Arbeitsmitteln zum Heben von Lasten muß der
Steuerstand ständig besetzt sein . Die gehobenen Arbeitnehmer müssen über ein sicheres Kommunika­
tionsmittel verfügen . Ihre Bergung im Gefahrenfall muß im voraus geplant worden sein .

3.1.3 . Es sind Maßnahmen zu ergreifen , damit sich keine Arbeitnehmer unter hängenden Lasten aufhalten,
es sei denn , dies ist für den reibungslosen Ablauf der Arbeiten erforderlich .

Es ist untersagt , hängende Lasten über ungeschützten Arbeitsplätzen , an denen sich für gewöhnlich
Arbeitnehmer aufhalten, zu bewegen .

In Fällen, in denen ein reibungsloser Ablauf der Arbeiten anders nicht gewährleistet werden kann,
sind geeignete Maßnahmen festzulegen und anzuwenden .

3.1.4 . Die Anschlagmittel sind entsprechend den zu handhabenden Lasten , den Greifpunkten , der Einhak­
vorrichtung, den Witterungsbedingungen sowie der Art und Weise des Anschlagens auszuwählen .
Sofern sie nach der Benutzung nicht getrennt werden, sind Verbindungen von Anschlagmitteln
deutlich zu kennzeichnen , um den Benutzer über deren Eigenschaften zu unterrichten .

3.1.5 . Die Anschlagmittel sind so aufzubewahren , daß ihre Beschädigung und die Beeinträchtigung ihrer
Funktionsfähigkeit ausgeschlossen sind .

3.2 . Arbeitsmittel zum Heben von nichtgeführten Lasten

3.2.1 . Sind zwei oder mehrere Arbeitsmittel zum Heben von nichtgeführten Lasten an einem Arbeitsplatz
so aufgebaut oder montiert , daß sich ihre Aktionsbereiche überschneiden , sind geeignete Maßnah­
men zu treffen , um Zusammenstoße zwischen den Lasten und/oder den Bauteilen der Arbeitsmittel
selbst zu verhindern .

3.2.2 . Während des Einsatzes eines mobilen Arbeitsmittels zum Heben von nichtgeführten Lasten sind
Maßnahmen zu treffen , um dessen Kippen , Überrollen und gegebenenfalls dessen Verschieben und
Abrutschen zu verhindern . Die korrekte Durchführung dieser Maßnahmen ist zu überprüfen .

3.2.3 . Kann die Person, die ein Arbeitsmittel zum Heben von nichtgeführten Lasten bedient , den gesamten
Weg der Last weder direkt noch durch Zusatzgeräte, die nützliche Informationen liefern, beobach­
ten, ist eine für die Signale verantwortliche Person , die mit der Bedienungsperson in Verbindung
steht , einzuteilen , um diese zu führen ; ferner sind organisatorische Maßnahmen zu treffen , um
Zusammenstöße mit der Last zu verhindern , die die Arbeitnehmer gefährden könnten .

3.2.4 . Der Arbeitsablauf ist so zu gestalten, daß Lasten sicher von Hand ein - und ausgehängt werden
können; dabei ist insbesondere zu gewährleisten , daß die betreffenden Arbeitnehmer direkt oder
indirekt den Vorgang steuern .
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3.2.5 . Alle Hebevorgänge sind ordnungsgemäß zu planen und so zu beaufsichtigen und durchzuführen , daß
die Sicherheit der Arbeitnehmer geschützt wird .

Insbesondere dann, wenn eine Last gleichzeitig durch zwei oder mehrere Arbeitsmittel zum Heben
von nichtgeführten Lasten angehoben werden soll , ist ein Verfahren festzulegen und anzuwenden ,
das eine ordnungsgemäße Koordinierung des Bedienungspersonals sicherstellt .

3.2.6 . Können die Arbeitsmittel zum Heben von nichtgeführten Lasten diese Lasten bei einem teilweisen
oder vollständigen Energieausfall nicht halten , sind geeignete Maßnahmen zu treffen , um zu
verhindern , daß Arbeitnehmer daraus herrührenden Gefahren ausgesetzt werden .

Hängende Lasten dürfen nicht unüberwacht bleiben , es sei denn , daß der Zugang zum Gefahren­
bereich verhindert wird , die Last ohne jede Gefährdung eingehängt wurde und sicher im hängenden
Zustand gehalten wird .

3.2.7 . Die Benutzung von Arbeitsmitteln zum Heben von nichtgeführten Lasten im Freien muß eingestellt
werden , sobald sich die Wetterbedingungen derart verschlechtern , daß die Funktionssicherheit
beeinträchtigt wird und die Arbeitnehmer hierdurch Gefahren ausgesetzt werden . Angemessene
Schutzmaßnahmen , die insbesondere das Umkippen des Arbeitsmittels verhindern sollen , müssen
getroffen werden, um Gefahren für die Arbeitnehmer zu verhindern ."
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BEGRÜNDUNG DES RATES

I. EINLEITUNG

1 . Die Kommission hat dem Rat am 14 . März 1994 einen auf Artikel 118a des
EG-Vertrags gestützten Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung der
Richtlinie 89/655/EWG über Mindestvorschriften für Sicherheit und Gesundheitsschutz
bei Benutzung von Arbeitsmitteln durch Arbeitnehmer bei der Arbeit ( Zweite Einzel­
richtlinie im Sinne des Artikels 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/39 1 /EWG) vorgelegt .

2 . Das Europäische Parlament und der Wirtschafts- und Sozialausschuß haben ihre
Stellungnahme am 17 . Februar 1995 bzw. am 23 . November 1994 abgegeben .

Im Lichte dieser Stellungnahmen hat die Kommission am 27. Juni 1995 einen geänder­
ten Vorschlag unterbreitet .

3 . Der Rat hat am 24 . Juli 1995 seinen gemeinsamen Standpunkt gemäß Artikel 189c des
Vertrags festgelegt .

II . ZIELSETZUNG

Mit der vorgesehenen Richtlinie soll die Richtlinie 89/655/EWG insbesondere in folgender
Hinsicht geändert werden :

— Wie in Artikel 9 Absatz 1 der Richtlinie 89/655/EWG vorgesehen, werden unter
Nummer 3 des Anhangs zusätzliche Mindestvorschriften für besondere Arbeitsmittel
eingefügt;

— es wird ein neuer Anhang II über die Benutzung der Arbeitsmittel aufgenommen, dessen
Bestimmungen sollen Ziele darstellen, die die Mitgliedstaaten durch die Modalitäten
erreichen sollen , die sie gemäß Artikel 4 Absatz 3 festlegen , wobei es ihnen unbenom­
men ist , strengere Bestimmungen anzuwenden ;

— es werden neue Bestimmungen hinsichtlich der Überprüfung der Arbeitsmittel (Arti­
kel 4a ) und zur Berücksichtigung ergonomischer Grundsätze (Artikel 5a ) eingefügt .

III . ANALYSE DES GEMEINSAMEN STANDPUNKTS

1 . Allgemeine Bemerkungen

Bei seinem gemeinsamen Standpunkt hat der Rat den Kommissionsvorschlag im
wesentlichen beibehalten , gleichzeitig aber insbesondere hinsichtlich des Inhalts des
Anhangs I Nummer 3 und bezüglich Art und Inhalt des neuen Anhangs II Änderungen
vorgenommen, die notwendig waren , um zwischen den Delegationen , die eine wesent­
liche Verstärkung der Richtlinie 89/655/EWG verlangten , und denjenigen , die dies
nicht wünschten , einen Kompromiß herbeizuführen .

2 . Einzelbemerkungen

2.1 . Wichtigste vom Rat vorgenommene Änderungen am geänderten Kommissionsvor­
schlag

Die wichtigsten Änderungen, die der Rat am geänderten Kommissionsvorschlag
vorgenommen hat, betreffen folgende Punkte :

a ) Anhang I (Mindestvorschriften gemäß Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a ) Ziffer ii )
und Buchstabe b ))

Der Rat hat die Vorbemerkung zu Anhang I um einen neuen Absatz ergänzt,
wonach die Mindestvorschriften dieses Anhangs, sofern sie für bereits in Betrieb
genommene Arbeitsmittel gelten , nicht unbedingt dieselben Maßnahmen wie die
grundlegenden Anforderungen erfordern , die für neue Arbeitsmittel gelten .



25 . 10 . 95 ( DË Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr . C 281 /49

Was den Inhalt von Anhang I Nummer 3 (Zusätzliche Mindestanforderungen für
besondere Arbeitsmittel ) betrifft , so hat der Rat die Nummern 3.1 (Maschinen zur
Bearbeitung von Holz und ähnlichen Werkstoffen sowie Pressen ), 3.4 ( Gerüste und
Arbeitsmittel für die Erkennung nicht offensichtlicher Gefahren ) und 3.6 ( Bolzen­
setzgeräte und Bolzenschußgeräte , Nagelmaschinen und ähnliche Arbeitsmittel )
nicht übernommen und es in Anbetracht der Schwierigkeiten mehrerer Mitglied­
staaten vorgezogen , sich auf die Nummern 3.2 (Mobile Arbeitsmittel ) und 3.3
(Arbeitsmittel zum Heben von Lasten ) zu konzentrieren .

Er hat die Nummer 3.2 insbesondere hinsichtlich Flurförderzeugen präzisiert und
ergänzt .

b ) Anhang II (Bestimmungen betreffend die Benutzung der in Artikel 4 Absatz 3
genannten Arbeitsmittel )

In bezug auf die Art des Anhangs II hat der Rat einen Kompromiß zwischen dem
Standpunkt der Kommission und mehrerer Delegationen, nach deren Vorstellung
Anhang II verbindliche Mindestvorschriften mit hohem Schutzniveau enthalten
sollte , und dem Standpunkt mehrerer Delegationen , die keinen Anhang II wünsch­
ten, herbeigeführt .

Der Kompromiß besteht darin , daß der Rat einen Anhang II mit der Maßgabe
aufgenommen hat , daß dessen Bestimmungen Ziele darstellen, die die Mitgliedstaa­
ten durch die Modalitäten erreichen sollen , die sie nach Anhörung der Sozialpart­
ner unter Berücksichtigung der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und/oder
Gepflogenheiten festlegen , wobei es den Mitgliedstaaten unbenommen bleibt ,
strengere Bestimmungen anzuwenden .

Den Inhalt des Anhangs II hat der Rat entsprechend diesem Kompromiß angepaßt ;
dabei hat er insbesondere

— Nummer 1 ( allgemeine Bestimmungen ) gekürzt und nur die Nummern 1.2 , 1.3
und 1.4 beibehalten , während Nummer 1.1 gestrichen wurde , da sie bereits in
Anhang I als Nummer 2.6 enthalten ist ;

— Nummer 2 (mobile Arbeitsmittel ) gekürzt und nur die Nummern 2.1 bis 2.5
beibehalten ;

— für die Unternummern der Nummer 3 (Arbeitsmittel zum Heben von Lasten )
allgemeinere Formulierungen gewählt , was zur Folge hat , daß Anhang III
entfällt ;

— auf Nummer 4 ( sonstige Arbeitsmittel ) verzichtet .

c ) Überprüfung der Arbeitsmittel (Artikel 4a der geänderten Richtlinie
89/655/EWG )

Der Rat hat die Absätze 1 , 2 und 7 des vorgeschlagenen Artikels 4a mit
Änderungen übernommen, zur Vermeidung eines zu großen Verwaltungsaufwands
für die Arbeitgeber jedoch auf die Absätze 3 bis 6 (Konzept eines Überprüfungs­
plans ) verzichtet .

Dementsprechend wurden auch die Anhänge IV und V, die sich auf die Absätze 4
bzw. 5 des Artikels 4a beziehen , nicht übernommen .

d ) Sensibilisierung der Arbeitnehmer (Artikel 6 Absatz 2 neuer Unter­
absatz 2 der geänderten Richtlinie 89/655/EWG )

Anhand des Vorschlags der Kommission zu Artikel 6 Absatz 2 und Artikel 7 hat
der Rat den neuen Unterabsatz 2 des Artikels 6 Absatz 2 umformuliert .
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e ) Schlulsbestimmungen (Artikel 2 )

Der Rat hat anstelle des für die Durchführung der Richtlinie vorgeschlagenen
Termins ( 31 . Dezember 1996 ) als entsprechenden Zeitpunkt drei Jahre nach
Annahme der Richtlinie angesetzt .

Im übrigen hat er die übliche Bestimmung hinzugefügt, wonach die Kommission
dem Europäischen Parlament, dem Rat und dem Wirtschafts - und Sozialausschuß
regelmäßig einen Bericht über die Anwendung der Richtlinie vorlegt .

2.2 . Änderungen des Europäischen Parlaments

a ) Von der Kommission übernommene Änderungen

Unter den von der Kommission übernommenen Änderungen hat der Rat vollstän­
dig, teilweise oder mit Textänderungen die Änderungen 2 , 3 , 4 , 10 , 12 , 13 , 14
( erster Teil ), 22 , 23 , 24 , 27, 32 , 38 , 39 ( erster Absatz ) und 40 übernommen .

Nicht übernommen hat er die Änderungen 7, 19 , 21 , 23 , 29 , 30 , 35 , 39 ( zweiter
Absatz ), 46 , 47 , 48 , 49 und 50 , die — mit Ausnahme der Änderung 7 — Punkte
der Anhänge I , II und IV betreffen , auf die der Rat aus den oben unter
Nummer 2.1 genannten Gründen verzichtet hat .

b ) Von der Kommission nicht übernommene Abänderungen

Was die von der Kommission nicht übernommenen Abänderungen betrifft , so hat
auch der Rat die Änderungen 1 , 5 , 6 , 11 , 14 ( zweiter Teil ), 15 , 18 , 20 , 25 , 28 , 31 ,
33 , 36 , 41 , 43 und 45 nicht übernommen , die zum Teil Punkte der Anhänge I , II
und III betreffen , auf die der Rat aus den oben unter Nummer 2.1 genannten
Gründen verzichtet hat .

Der Rat hat jedoch die Änderungen 8 , 9 und 26 vollständig, teilweise oder mit
Textänderungen übernommen .


